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§ 2
(1) Bei vorübergehenden Liquiditätsschwierigkeiten 

eines Betriebes, die durch Mindergewinn oder außer­
planmäßigen Verlust entstanden sind, ist die zuständige 
Bank berechtigt, auf Antrag des Betriebes ein Liquidi­
tätsdarlehen zu gewähren. Der Betrieb hat das Dar­
lehen durch Aufholen des Mindergewinnes bzw. des 
außerplanmäßigen Verlustes abzudecken.

(2) Der Betrieb hat der Bank mit seinem Darlehns­
antrag einen Aufholplan einzureichen, der sich aus den 
nach § 1 einzuleitenden Maßnahmen ergibt.

(3) Die Bank kann bei der Prüfung des Darlehns­
antrages die Hilfe des örtlichen Finanzbeirates bzw. 
der im Finanzbeirat vertretenen Organe in Anspruch 
nehmen oder vom übergeordneten Organ des Betriebes 
eine Stellungnahme zum Darlehnsantrag einholen. 
Uber den Abschluß eines Darlehnsvertrages unter­
richtet die Bank die Abteilung Finanzen des örtlich zu­
ständigen Rates.

(4) Das Liquiditätsdarlehen ist vom Betrieb
a) bei Mindergewinn zweckgebunden für Zuführun­

gen zum Umlaufmittelfonds und zum Fonds für 
die Erweiterung der Grundmittel, soweit durch 
die Mindererwirtschaftung des Gewinnes die 
Fonds nicht in der geplanten Höhe gebildet wer­
den konnten, sowie zweckgebunden für Zufüh­
rungen zum Kultur- und Sozialfonds und zum 
Betriebsprämienfonds entsprechend der Produk­
tionsplanerfüllung,

b) bei außerplanmäßigem Verlust zweckgebunden 
zur kontinuierlichen Fortführung seiner wirt­
schaftlichen Tätigkeit einschließlich der Zufüh­
rungen zu den in Buchst, a genannten Fonds

zu verwenden.

(5) Das Liquiditätsdarlehen für Zuführungen zum 
Fonds für die Erweiterung der Grundmittel ist unter 
Berücksichtigung des Erfüllungsstandes der Investitio­
nen zu gewähren.

(6) Die Darlehnsfrist ist übereinstimmend mit der 
vereinbarten Aufholung des Mindergewinnes bzw. 
außerplanmäßigen Verlustes in der Regel bis zum Ende 
des Planjahres festzulegen.

(7) Soweit in Ausnahmefällen die Aufholung inner­
halb dieser Frist nicht möglich ist, sind die Leiter der 
Bezirksstellen der zuständigen Bank berechtigt, eine 
darüber hinausgehende Frist, jedoch längstens bis zum 
Ende des folgenden Planjahres, festzulegen.

(8) Die Rückzahlung des Liquiditätsdarlehens hat im 
laufenden Planjahr aus dem auf geholten Mindergewinn 
bzw. aufgeholten außerplanmäßigen Verlust zu erfol­
gen. Ein Darlehen, dessen Laufzeit nach Abs. 7 über 
das Ende des Planjahres hinausgeht, ist im folgenden 
Jahr aus erzielten Überplangewinnen oder aus ein­
gesparten Veriuststützungen zu tilgen.

(9) Die Bank kontrolliert die Einhaltung des Dar­
lehnsvertrages und nimmt Einfluß auf die Verbesse­
rung der wirtschaftlichen Tätigkeit ’des Betriebes;

(10) Der Kontrollausschuß des Betriebes hat die Ver­
wirklichung des Aufholplanes durch den Betrieb zu 
kontrollieren und gegebenenfalls weitere Maßnahmen 
zu veranlassen;

(11) Der Zinssatz für Liquiditätsdarlehen beträgt 
3,6% p. tu

§ 3

(1) Die Darlehnsbeziehungen zwischen der Bank und 
dem Betrieb werden durch einen Darlehnsvertrag ge­
regelt. Im Darlehnsvertrag sind die Darlehnshöhe, der 
Darlehnszweck, die Darlehnsfrist und die Tilgungsraten 
festzulegen.

(2) Ein nicht fristgerecht getilgtes Liquiditätsdarlehen 
ist auf ein Sonderkonto „überfälliges Liquiditätsdar­
lehen“ zu übertragen, das mit 8 °/o p. a. zu verzinsen ist. 
Die Bank ist berechtigt, Sanktionen nach der 
Anordnung vom 28. April 1955 über Maßnahmen 
bei Verletzung der Kreditdisziplin durch volks­
eigene und konsumgenossenschaftliche Betriebe (Son­
derdruck Nr. 81 des Gesetzblattes) einzuleiten. Der 
Betriebsleiter ist verpflichtet, vor der Gewerkschafts­
organisation zu berichten. Das übergeordnete Organ des 
Betriebes ist verpflichtet, vom Werkleiter Rechenschaft 
zu verlangen und unverzüglich Maßnahmen zur Beseiti­
gung der wirtschaftlichen Mängel einzuleiten. Bleibt ein 
Betrieb, der einer WB untersteht, mit einer oder meh­
reren Tilgungsraten im Rückstand und werden seitens 
der zuständigen WB nicht Maßnahmen eingeleitet, die 
ein planmäßiges Arbeiten sichern, ist die Bank berech­
tigt, die Abführungen der VVB-Umlage des Betriebes 
an die WB zeitweilig zu sperren.

(3) Der Betrieb, der ein Liquiditätsdarlehen in An­
spruch nimmt, es aber nicht fristgemäß tilgt, erhält 
kein weiteres Liquiditätsdarlehen. •

§ 4
(1) Ist der Betrieb nicht in der Lage, die Tilgung des 

Liquiditätsdarlehens nach Ablauf der Ausnahmefrist 
nach § 2 Abs. 7 vorzunehmen, so kann er bei seinem 
übergeordneten Organ einen Antrag auf völligen oder 
teilweisen Erlaß der noch gegenüber dem Staat be­
stehenden Verpflichtungen stellen, wenn die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Der Tilgungsverzug muß auf Ursachen beruhen, 
die der Betrieb nicht zu vertreten hat.

b) Der Betrieb muß alle Anstrengungen gemacht 
haben, unter Ausnutzung aller Reserven ein über­
planmäßiges Betriebsergebnis zu erzielen.

c) Das planmäßige Betriebsergebnis des laufenden 
Jahres, das im Vergleich zum Vorjahr günstiger 
sein muß, muß effektiv erreicht worden sein;

(2) Das übergeordnete Organ reicht den Antrag auf 
Erlaß zusammen mit seiner Stellungnahme an die Ab­
teilung Finanzen des Rates des Kreises oder Bezirkes 
bzw. an das Ministerium der Finanzen zur Überprüfung 
und endgültigen Entscheidung weiter.

§ 5
(1) Die volkseigenen Betriebe sind verpflichtet, bis 

zum 30. April 1958 die Darlehen abzudecken, die ihnen 
auf Grund der Verordnung vom 6. Januar 1955 über 
die Verwendung der Gewinne in den Betrieben der 
volkseigenen Wirtschaft (GBl. I S. 23), der Verordnung 
vom 15. März 1956 zur Änderung der Verordnung über 
die Verwendung der Gewinne in den Betrieben der 
volkseigenen Wirtschaft (GBl. I S. 270) gewährt wur­
den;

(2) Die Rückzahlungen nach Abs; 1 sind bei der 
Kontoverfügung wie Haushaltsabführungen zu behan­
deln;


